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Piratenzeitung Saarland

Wahlkampf Ahoi!
Vorgezogene Neuwahlen im Saar-
land stellen die Piraten im Saarland 
vor bislang ungewohnte Herausfor-
derungen. Es ist kaum zu glauben, 
für wie naiv die Spitzenkandidaten 
von CDU und SPD, Annegret Kramp-
Karrenbauer und Heiko Maas, die 
saarländischen Bürger halten. Zu-
nächst lässt die Ministerpräsidentin 
die von Anfang an merkwürdig an-
mutende Jamaika-Regierung plat-
zen, um eine große Koalition mit 
der SPD einzugehen. Nach langen 
Verhandlungen kommt man dann 
zur Erkenntnis, dass CDU und SPD 
viele Gemeinsamkeiten fi nden, die 
Parteivorsitzenden jedoch die Le-
gitimation einer großen Koalition 
nicht gefestigt sehen. Dass sich den-
noch verbleibende Unstimmigkeiten 
durch Neuwahlen wegoperieren las-
sen, klingt abenteuerlich.

Heiko Maas erteilte bereits zuvor 
Oskar Lafontaine und seinen Linken 
bezüglich einer rot-roten Regie-
rungskoalition eine klare Absage. 
Mit Hubert Ulrich hat er sowieso 
noch eine Rechnung o� en. Die FDP 
scheint derzeit nicht in der Verfas-
sung zu sein, politisch ernst ge-
nommen zu werden. Welche Option 
bleibt ihm noch?

Annegret Kramp-Karrenbauer hat 
Grüne und FDP aus der Regierung 
verbannt. Keine dieser Fraktionen 
könnte ihr Gesicht vor der Bevölke-
rung wahren, wenn nach der Wahl 
die gleichen Koalitionsgespräche er-
neut in Gang gesetzt würden. Eine 
Umarmung von Linke und CDU ist 
quasi unvorstellbar. Welche Option 
bleibt ihr noch?

Das Saarland steuert auf eine gro-
ße Koalition von CDU und SPD zu. 
Einzig bei der Frage nach dem zu-
kün� igen Ministerpräsidenten sol-
len die Wähler noch mitentscheiden 
dürfen. Die Piratenpartei Saarland 
vertraut darauf, dass sich die Wähler 
solche Spielereien nicht mehr gefal-
len lassen. Ein Einzug der Piraten ins 
saarländische Parlament wird neue 
Impulse setzen und helfen, den ver-
krusteten Filz im Landtag zu lösen.
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Am 10. und 11. März veranstaltet die Piratenpar-
tei Saarland ihre zweite Landesmitgliederver-
sammlung in diesem Jahr. Die Piraten und Gäste 
– die wie bei allen Piratentreffen stets willkom-
men sind – erwartet im Bürgerhaus Saarbrücken-
Dudweiler ein volles Programm. Im Hinblick 
auf die bevorstehenden Wahlen am 25. März 
2012 werden die Diskussionen der vergangenen 
Monate um politische Positionen und Leitlinien 
für eine bessere Politik im Saarland in ein Wahl-
programm gefasst.

Unter dem Motto „Das Saarland braucht mehr 
Demokratie“ werden unter anderem Programm-
punkte für eine transparente Politik und Ver-
waltung und eine Stärkung der demokratischen 
Partizipation der Bürger, eine soziale und nach-
haltige Stadtentwicklung und eine vernünftige 
Energiepolitik zur Abstimmung stehen.

Vorbereitet wurden die Anträge, die jedes Mit-
glied direkt stellen kann, zumeist gemeinsam mit 
Hilfe der elektronischen Diskussionsplattform 
Piratenpad. Die grundsätzlich öffentliche Arbeit 
aller Parteimitglieder (und nicht wie in anderen 
Parteien nur von Delegierten) hat sich bewährt 
und stellt zugleich den Startpunkt für eine an-
dere, basisorientierte, transparente und korrupti-
onsresistente politische Arbeit dar.

Die Anträge für das neue Wahlprogramm ent-
halten Positionen zu spezifi schen Themen aus 
vielen Politikbereichen, etwa zur Vereinfachung 
von Volksentscheiden und zur Einführung von 
elektronischen Petitionen auf Landesebene, zu 
Reformen in der Sozialpolitik wie bei den Rege-
lungen für Mindestlohn und die Leiharbeit. Ein 
Antrag fordert auch die Senkung des Wahlalters 
auf 16 Jahre, die es bisher nur in Bremen und 
neuerdings in Brandenburg gibt.

Fehlendes Programm?

Kritiker werfen der Piratenpartei gerne vor, dass 
ihr Parteiprogramm lückenhaft und nicht ernst zu 
nehmen sei. Dabei läuft die Entwicklung unseres 
Programms auf Hochtouren. Was sich langsam 
und zaghaft zu einer Art Programm zusammen-
fügt, ist eine Gemeinschaftsproduktion vieler 
Enthusiasten. Eigeninteressen und Lobbyismus 
besitzen dadurch keinen Einfl uss, jedenfalls be-
achtlich weniger als es bei anderen Parteien der 
Fall sein dürfte.

Ein Blick in die sogenannten Grundsatzpro-
gramme anderer Parteien offenbart interessan-
terweise, dass deren angeblich so schlüssige 
Gesamtkonzepte größtenteils aus Worthülsen 
ohne wirkliche Aussagekraft bestehen. So um-

fasst das aktuelle CDU-Nachschlagewerk stolze 
123 Seiten, während sich die altehrwürdige SPD 
mit 79 Seiten begnügt. Im SPD-Manifest beginnt 
man erst auf Seite 20 mit den Zielen der sozial-
demokratischen Politik unter dem Aspekt einer 
friedlichen und gerechten Welt. In Beschlüssen 
zur Steuerpolitik fi nden sich Forderungen und 
Ablehnungen gegenüber der Steuerpolitik der 
Regierungskoalition aus CDU/CSU/FDP, ohne 
tatsächliche Lösungsmodelle vorzustellen. Zum 
Teil revidiert man sogar Fehlentscheidungen 
während der eigenen Regierungsbeteiligung. 
Bei der CDU sucht man im Grundsatzprogramm 
vergeblich nach konkreten Lösungen. Das liest 
sich dann so: „Herausforderung unserer Zeit – 
Gestaltungsanspruch der CDU“. Innerhalb die-
ses Themenspektrums verliert man einige Worte 
über die bedrohte Schöpfung oder die gefährdete 
Sicherheit. Alles was dort geschrieben steht, ist 
weder neu noch müsste man es explizit erwäh-
nen. Bei der CDU spricht man eher von Themen, 
die man beschreibt und erörtert. Interessant sind 
die entwickelten Thesen zu Menschenrechtsfra-
gen. Setzt man die dort beschriebenen funda-
mentalen Gesichtspunkte und Ziele der Partei ins 
Verhältnis zur aktuellen Situation, so muss man 
zwangsläufi g attestieren, dass die CDU den eige-
nen gesteckten Zielen zumindest in dieser Diszi-
plin keineswegs gerecht wird. Demnach dürften 
keinerlei Waffenlieferungen jemals Deutschland 
verlassen dürfen, um nur einen Widerspruch zu 
nennen.

Angesichts der anderen Parteien, deren Pro-
gramme meist leere Worthülsen bieten und de-
ren Positionen bei veränderten Situationen fl ink 
in eine politische Kehrtwende münden, verküm-
mert jegliche Kritik an einem angeblich unvoll-
ständigen Programm der Piratenpartei als billige 
Polemik.

Saar-Piraten feilen am Programm
Landesparteitag stimmt über Schwerpunkte des Programms ab

20.000 Mitglieder und 
kein Ende in Sicht. 

Piraten verzeichnen 
ungebremstes Wachstum

Die Piratenpartei Deutschland 
hat Anfang Januar 2012 die Marke 
von bundesweit 20.000 Mitgliedern 
geknackt. Allein im Jahr 2011 ver-
zeichneten die PIRATEN 8.000 neue 
Mitglieder – ganze zwei Drittel mehr 
im Vergleich zum Vorjahr. Keine an-
dere deutsche Partei kann ähnlich 

positive Zahlen für 2011 
vorweisen. Die Pira-
tenpartei baut ihren 
Status als wichtigste 
neue parlamentari-
sche und politische 

Kra�  in Deutschland 
damit weiter aus.

Der Erfolg der Piraten-
partei ist auch das Ergebnis einer 
Vertrauenskrise in unser repräsen-
tatives parlamentarisches System. 
Die Bürgerinnen und Bürger kämen 
doch nicht auf die Idee, nach mehr 
Beteiligung zu verlangen, wenn sie 
das Gefühl besitzen würden, dass in 
den Parlamenten noch das Volk ver-
treten wird. 

Dabei rekrutieren sich die PIRA-
TEN aus allen Gesellscha� sschich-
ten. „Wenn ich mir unsere Mitglieder 
anschaue, dann kommen diese aus 
ganz unterschiedlichen Bereichen. 
Wir sind schon längst nicht mehr 
die so genannte Internet-Partei“, so 
Wilm Schumacher, Generalsekre-
tär der Piratenpartei Deutschland. 
„Immer mehr Mitglieder arbeiten 
daran, unser politisches Programm 
auszubauen und die internen Struk-
turen und Abstimmungsprozesse zu 
verbessern.“

Personell gestärkt und mit einem 
geschär� en politischen Profi l star-
ten die PIRATEN jetzt in die 
Wahlkämpfe zur 
Landtagswahl im 
Saarland und 
in Schleswig-
Holstein. 
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Es geht um die Wurst und 
zwar in vielerlei Hinsicht. 
Das saarländische Traditi-
onsunternehmen Höll wur-
de von der in Aufl ösung be-
fi ndlichen Landesregierung 
mit 4,5 Millionen Euro aus 

der Insolvenz gerettet. Der Kauf von Höll-Im-
mobilien durch die landeseigene Saarland Bau 
und Boden Projektgesellschaft (SBB) ermög-
licht zunächst den Fortbestand des Unterneh-
mens, welches bereits im vergangenen Jahr auf 
staatliche Unterstützung angewiesen war. 

Eine weitere Maßnahme zur Erhaltung des 
Unternehmens war die Entlassung von 100 Ar-
beitskräften, die nunmehr durch Leiharbeiter 
aus Rumänien ersetzt wurden. Ein gesetzlicher 
Mindestlohn wurde sowohl von der Bundesre-
gierung als auch von der saarländischen Landes-

regierung stets hartnäckig abgelehnt. Lediglich 
einen verhandelbaren Mindestlohn zwischen 
Tarifpartnern zieht die Union in Erwägung. 
Dass Betriebe ohne gewerkschaftliche Anbin-
dung hierbei auf der Strecke bleiben, fi ndet au-
genscheinlich keine Beachtung. Lohndumping 
und Entlassungen sind die absehbaren Folgen. 

Noch-Ministerpräsidentin Annegret Kramp-
Karrenbauer will eine Leiharbeitshöchstquote 
festlegen, um einem Problem zu begegnen, wel-
ches es mit einem gesetzlichen Mindestlohn gar 
nicht geben würde. Demzufolge müssten die 

Unternehmen ihre Per-
sonalunterlagen gegen-
über Behörden voll-
ständig offen legen, 
damit mit zusätzlichem 
Verwaltungsaufwand 
die Einhaltung dieser 

undefi nierten Quotenrege-
lung überhaupt umgesetzt 
werden könnte. Hier trifft 
falsch verstandene Transpa-
renz auf datenschutzbedenk-
liches Handeln. 

Die Piratenpartei Saarland fühlt sich bestä-
tigt, dass ein gesetzlicher Mindestlohn unver-
zichtbar ist, Arbeitnehmern menschenwürdig 
zu begegnen. Erst kürzlich konnte die Landes-
regierung die Abwanderung der Baumarktkette 
Praktiker vom Standort Kirkel nach Hamburg 
nicht verhindern. Mehr als 400 Arbeitsverhält-
nisse wurden in die Hansestadt verlegt oder 
wegrationalisiert. 

Auch droht neues Ungemach bei der Deut-
schen Bahn im Saarland, weil der Strecken-
abschnitt zwischen Paris und Frankfurt an ein 
Unternehmen aus Italien veräußert werden soll. 

Jetzt geht’s um die Wurst
Statt Lohndumping fordern Piraten gesetzlichen Mindestlohn Thomas Brück
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4. Pavillon des 
Saarlandmuseums 

Der 4. Museumspavillon wurde zum Syno-
nym für verfehlte Politik, die am Wohle des 
Volkes vorbei regierte und ein merkwürdi-
ges Gefühl von Korruption und Fehlplanung 
hinterlässt. Wozu benötigt man Partei- 
oder Wahlprogramme, wenn sich die Sach-
verhalte auch durch vernün� iges Handeln 
und einer verantwortungsvollen Selbst-
verständlichkeit ergeben? Auch hier hätte 
man ein Grab von 
30 Mio. € sicher 
verhindern kön-
nen, wenn Gier 
und Eigennutz 
der beteiligten 
P r o t a g o n i s t e n 
durch transparen-
te Politik unterbunden worden wären. In 
gewisser Weise erreicht man durch größt-
mögliche Transparenz einen notwendigen 
Selbstschutz. Unverständlich erweist sich 
die hochgradig zu beanstandende Fehlpla-
nung und deren Verschleierung. Hier wur-
den desaströse Leistungen abgeliefert, die 
mit der Piratenpartei nicht hätten stattfi n-
den können.

Die Piratenpartei Saarland wird sich für 
eine umfangreiche Aufklärung aller Sach-
verhalte einsetzen. Besonders in solchen 
Fällen, wo Untersuchungsausschüsse der-
artige dubiose Machenscha� en untersu-
chen, kann die Piratenpartei Saarland im 
Landtag eine reinigende Wirkung erzielen. 

Die Redaktion Kaperbrief ist gespannt 
auf deine Meinung! Schick deinen Senf 
an: info@kaperbrief.org

Die Qualität einer Gesellschaft lässt sich deut-
lich an ihrem Bildungsstandard ablesen. Bildung 
ist ein wichtiger Rohstoff. Sie ist der Hauptbe-
standteil einer lebenswerten Zukunft und sie si-
chert den sozialen Frieden, sofern sie auf Chan-

cengleichheit aufgebaut ist. Eine Gesellschaft, 
welche ihre Mitglieder wertschätzt und gesunde 
soziale und wirtschaftliche Strukturen anstrebt 
und fördert, darf keinesfalls an der Bildungspo-
litik sparen. Bildung muss gefördert und sogar 
ausgeweitet werden, sowohl in der Vorschul- 
und Schulpolitik, als auch in der Erwachsenen-
bildung. Wir werden immer älter, das heißt, dass 
wir es uns nicht leisten können, auf fortwähren-
de Weiterbildung zu verzichten. Unsere Welt 
wird durch den rasanten technischen Fortschritt 
täglich komplizierter und vielfältiger. Wir wer-
den länger arbeiten müssen, um im Alter unse-
ren Lebensstandard halten zu können. Um dem 
gerecht zu werden, muss Bildungspolitik sich 
den Wandlungen der Zeit anpassen und Aus-, 
Fort- und Weiterbildung aller Altersgruppen der 
Bevölkerung berücksichtigen. Die Schulpolitik 
bedarf zudem einer Reform. Die starren Schul-
formen sind zum einen nicht mehr zeitgemäß 
und verhindern zum anderen eine echte Chan-
cengleichheit von Kindern und Jugendlichen 
aus allen Gesellschaftsschichten. 

Bildung muss gefördert werden Jasmin Karrenbauer
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DIE PIRATENPARTEI IST DIE BÜRGERRECHTSPARTEI DES 21. JAHRHUNDERTS

Uns deshalb als „Ein-Themen-Partei“ zu bezeichnen, wird der 
Sache nicht gerecht, da die Bürgerrechte das Fundament aller 
wichtigen Politikfelder sind: Ob wir über den Überwachungsstaat 
reden oder die Kriminalisierung breiter Bevölkerungsschichten 
durch die Urheberrechtslobby, aber auch bei Bildung, sozialer Ab-
sicherung und Transparenz staatlichen Handelns; immer handelt 
es sich um Themen, bei denen es um Menschen- und Bürgerrech-
te geht. Bürgerrechte sind das Fundament unserer Demokratie, 
deshalb verteidigen wir sie.

FREIER ZUGANG ZU BILDUNG

 DES 21. JAHRHUNDERTS DES 21. JAHRHUNDERTS

Jan Niklas Fingerle
Landesliste Platz 2 und 
Kreiswahlliste Saarbrücken Platz 2

Bildung ist das wichtigste Gut unserer Gesellscha� . Jeder Mensch 
muss den freien und kostenlosen Zugang zu Bildung genießen 
können, unabhängig von seinem fi nanziellen Hintergrund. Bil-
dung beginnt bereits im Kindergarten und begleitet jeden einzel-
nen weiter über die Schule und Hochschule hinaus sein ganzes 
Leben. Daher setze ich mich gegen Kindergarten- und Studien-
gebühren jeder Art und für die Lernmittelfreiheit in Schulen ein. Marc GroSSjean 

Landesliste Platz 6 und 
Kreiswahlliste Saarbrücken Platz 3

LIBRE ACCÈS

In unserer Wissensgesellscha�  ist Bildung ein Grundrecht. Daher 
lehnen wir Studiengebühren ab. Staatlich geförderte Forschung 
soll allen frei zugänglich gemacht werden.

Michael Neyses 
Kreiswahlliste Saarlouis Platz 1

VOLKSENTSCHEIDE ERLEICHTERN

Das Saarland ist das Bundesland mit den höchsten Hürden für 
Volksentscheide. Deshalb können Themen wie Stadtmitte am 
Fluss und der vierte Museumspavillon über die Köpfe der Bür-
ger hinweg entschieden werden. Die Piraten wollen die Mit-
sprachemöglichkeiten verbessern und den Bürgern wieder 
eine Stimme geben, die sie nicht nur einmal alle 5 Jahre abge-
ben können. Andreas Augustin 

Landesliste Platz 3 und 
Kreiswahlliste Saarbrücken Platz 1
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JUNGE POLITIKER FÜR MODERNE ZEITEN

Die Piraten wollen frischen Wind in den politischen Alltag des 
Saarlandes bringen. Sie hinterfragen Systeme und sind o� en für 
neue Lösungswege. Sie erkennen die Chancen des Internets als 
Kommunikationsmedium und wollen dieses Medium zur Mei-
nungsbildung und Meinungsfi ndung nutzen. Im Landtag setzen 
Sie sich für eine transparente Politik ein. Die Entscheidungsfi n-
dung und der Austausch der Argumente müssen in ö� entlichen 
Diskussionen stattfi nden, nicht hinter verschlossenen Türen. Kor-
ruption und Vetternwirtscha�  gehören beseitigt, Ehrlichkeit und 
Transparenz verbreitet. Jasmin Maurer 

Landesliste Platz 1 und 
Kreiswahlliste Neunkirchen Platz 2

MEHR BÜRGERRECHTE FÜR MEHR DEMOKRATIE

Die Piraten wollen die direkte demokratische Beteiligung leich-
ter und verbindlicher gestalten. Mittels einer demokratischen 
Online-Plattform sollen alle Bürger die Möglichkeit haben, ge-
meinsam die politische Richtung zu diskutieren. Wir müssen 
die Bürger stärker in die Politik einbeziehen. Die Ö� entlichkeit 
soll in Zukun�  nur noch in Ausnahmefällen von Sitzungen aus-
geschlossen werden. Zeit, dass sich was dreht. Bernd Ney 

Kreiswahlliste Saarlouis Platz 3

DAS ZIEL DER PIRATEN IST TRANSPARENTE POLITIK IM SAARLAND

Politische Entscheidungsfi ndung und der Austausch der Argu-
mente werden nicht in Hinterzimmern stattfi nden, sondern im 
ö� entlichen Diskurs durch neue Beteiligungsverfahren für die 
Bürger, aber auch grundsätzlich ö� entliches Tagen der Abge-
ordneten. Wir wollen ein vereinfachtes Petitionswesen und neue 
Demokratieplattformen im Internet, um die Mitarbeit der Bürger 
an der politischen Willensbildung zu fördern. Konsequente Betei-
ligung der Bevölkerung statt Abstimmen alle fünf Jahre. Michael Hilberer 

Landesliste Platz 5 und 
Kreiswahlliste Neunkirchen Platz 1

AM 25.MÄRZ „KLARMACHEN ZUM ÄNDERN!“ UND PIRATEN WÄHLEN 

Die von CDU und SPD „angedrohte“ Große Koalition ist für uns 
Saarländer nicht hinnehmbar, weil sie einen Stillstand bedeutet, 
den sich unser Land nicht leisten kann. Die Verschwendung von 
Steuergeldern muss gestoppt werden und die Konsolidierung des 
angeschlagenen Landeshaushaltes hat oberste Priorität! 

Gerd R. Weber 
Kreiswahlliste Neunkirchen Platz 3

Kandidatenfotos: CC-BY-SA Tobias M. Eckrich
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Die folgenden Positionen bestimmen die Politik der 
Piratenpartei.

 Datenschutz
Staat und Privatwirtscha�  sammeln immer mehr perso-
nenbezogenene Daten. Zum Schutz der Privatsphäre muss 
solch eine staatliche Sammelwut unterbunden werden.

 Überwachung
Unter dem Vorwand der Kostenersparnis werden Maßnah-
men eingeführt, die weder real noch gefühlt Sicherheit 
bringen. Wir fordern den Schutz der Unschuldsvermutung 
und das Ende pauschaler Verdächtigung und anlassloser 
Überwachung.

 Bildung
Bildung ist ein Grundbaustein des demokratischen Rechts-
staates. Deshalb fordern wir freien und unbeschränkten 
Zugang zu Wissen, verbunden mit gleichen Bildungschan-
cen für alle Bürger. Deshalb müssen Studiengebühren ab-
gelehnt werden.

 Transparenz
Politik wird von Lobbys gesteuert. Unternehmen beein-
fl ussen Politiker und die Gesetzgebung maßgeblich. Die-
se Abhängigkeiten zwischen Unternehmen und Politikern 
müssen aufgedeckt werden. Abgeordnete sollen Neben-
tätigkeiten und daraus resultierende Einkün� e verö� ent-
lichen.

 Meinungs- und Informationsfreiheit
Dank des Internets hat der Meinungs- und Informations-
austausch Grenzen überwunden. Politiker fordern, diese 
Freiheit über das gesetzliche Maß hinaus zu begrenzen, 
auch wenn dadurch Grund- und Bürgerrechte einge-
schränkt werden. Wir meinen, dass eine wirkliche Mei-
nungsfreiheit nur möglich ist, wenn Staat und Internetan-
bieter keine Filter oder Sperrmechanismen einsetzen.

 Pressefreiheit und Informantenschutz
Verö� entlichungen von streng geheimen Dokumenten ha-
ben Schlagzeilen gemacht – etwa über die Internetplatt-
form Wikileaks. Wir sehen darin einen wichtigen Beitrag für 
Transparenz und Informationsfreiheit. Im Sinne einer freien 
Presse und einer informierten Gesellscha�  mündiger Bür-
ger wollen wir anonyme Informanten gesetzlich schützen.

 Umwelt und Energie
Die Erhaltung einer lebenswerten Umwelt ist die Grundla-
ge für eine Existenz in Freiheit. Dazu gehört der verantwor-
tungsvolle Umgang mit Natur und Ressourcen. Aus diesem 
Grund lehnen wir Atomkra�  ab. Wir sind für eine Vielfalt an 
zukun� sfähigen und dezentralen Energiekonzepten und 
gegen Monopole auf dem Energiemarkt.

 Bedingungslose Teilhabe
Jeder Mensch hat das Recht auf eine sichere Existenz 
und gesellscha� liche Teilhabe. Die Würde des Menschen 
zu achten und zu schützen ist das wichtigste Gebot des 
Grundgesetzes. Ein Mensch kann nur in Würde leben, 
wenn für seine Grundbedürfnisse gesorgt und ihm gesell-
scha� liche Teilhabe möglich ist. 

 Urheberrecht und Nutzungsrecht
Das Nutzungsrecht entfernt sich immer weiter vom Urhe-
ber und entwickelt sich zum reinen Verwerterrecht. Musik- 
und Filmindustrie profi tieren, Nutzer werden kriminalisiert. 
Deshalb unterstützen wir neue Geschä� s- und Verwer-
tungsmodelle, die Urhebern mehr Kontrolle über ihre Wer-
ke geben und die Rechte von privaten Nutzern und Kreati-
ven stärken.

 Mitmachdemokratie
Die Piratenpartei steht für einen neuen Ansatz in der Poli-
tik. Wir wollen die demokratische Mitbestimmung der Bür-
ger fördern und politische Prozesse transparent gestalten, 
auch in unserer eigenen Partei.

Klarmachen zum Ändern!
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de/). Jeder darf unter den Bedingungen 
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bedingt die Meinung der Redaktion wieder.

Dabei sein statt nur dagegen!
Misch dich ein und unterstütze die Piraten

Die Piratenpartei funktioniert nicht vom Zuschauen, sondern nur durch rege Beteiligung. Wenn dir 
unsere Ziele auch am Herzen liegen, dann werde Mitglied und bringe dich ein.
Voraussetzung dafür ist ein Mindestalter von 16 Jahren und ein Wohnsitz in Deutschland, die deut-
sche Staatsbürgerschaft ist nicht Voraussetzung.

Fülle bitte einen Mitgliedsantrag aus unter piratenpartei-saarland.de/mitglied-werden

Ausdrucken und per Post absenden:
Piratenpartei Saarland
PF 10 23 26
66023 Saarbrücken

Oder gib ihn persönlich ab bei einem Treffen oder in der Geschäftsstelle. 

Du kannst auf verschiedenen Wegen helfen: Durch freiwillige Zahlung höherer Mitgliedsbeiträge, 
durch Spenden oder Zweckspenden. Mitglieder, die sich in der Lage sehen und bereit sind höhere 
Mitgliedsbeiträge zu zahlen, dürfen dies gern tun. Die Bundesfi nanzordnung schlägt eine Spende 
in Höhe von 1% des Nettojahreseinkommens vor. Was denn jetzt, höherer Beitrag oder Spende?

Das Einkommensteuergesetz und das Finanzamt betrachten in Bezug auf die steuer- bzw. ein-
kommensmindernde Wirkung sowohl Mitgliedsbeiträge als auch Spenden an Parteien als Zuwen-
dungen. Denen ist das egal. Dem Beitragszahler kann es somit auch egal sein. Dem Landesver-
band aber nicht. Entscheiden musst du dich, PIRAT.

Die Spenden werden so aufgeteilt: 40% der Mitgliedsbeiträge gehen an den Bundesverband, 
50% der Spenden ohne Zweckbindung gehen ebenfalls an den Bundesverband. ABER: 100% der 
Spenden mit Zweckbindung bleiben bei der einnehmenden Gliederung, also beim Landesverband 
Saarland und werden, wenn im Zweck angegeben dem jeweiligen Zweck / Budget „zugeführt“. 
Spendenzweck kann zum Beispiel sein „LV Saarland“ oder „Kaperbrief“ oder „Druck Flyer xy“ 
oder ein anderes Projekt.

Spenden können auf folgendes Konto überwiesen werden:

Empfänger: 
Piratenpartei LV Saarland
Kontonummer: 6013477200
BLZ: 43060967
Bank: GLS Gemeinschaftsbank

IBAN: DE33430609676013477200
BIC: GENODEM1GLS

MITGLIED WERDEN

SPENDEN SIND RICHTIG - SPENDEN SIND WICHTIG

Von Großer Koalition be-
drohtes Bundesland sucht 
DICH, m/w, für ein revoluti-
onäres Date! Wenn Du De-
mokratie und Freiheit liebst 
und Dir Datenschutz und 
Transparenz wichtig sind, 
bin ich ganz Dein. Tri�  mich 
am 25.03. in der Wahlkabine 
und zusammen erforschen 
wir aufregende politische 
Wege...

Anzeige

Open Content: Nina Paley, Text: Redaktion

Redakteur vor Ort

Der Pressesprecher der Piratenpartei 
Thomas Brück im Saarland hat für 
den Kaperbrief die landesspezifi schen 
Themen recherchiert und formuliert.



Kaperbrief Saarland8

Lass dich nicht veräppeln: Statt Politikverdrossenheit Piraten wählen!Lass dich nicht veräppeln: Statt Politikverdrossenheit Piraten wählen!Lass dich nicht veräppeln: Statt Politikverdrossenheit Piraten wählen!

C
C

-B
Y-

N
D

: D
m

itr
y 

K
lm

en
ko

Piraten - Wie kommt ihr 
denn zu diesem Namen?

Piraten sind doch unrei-
fe Nerds, die nur hinter 
dem Computer sitzen!

Piraten interessieren sich 
nicht für reale gesell-
schaftliche Probleme.

Dem Namen wohnt eine gewisse Selbstironie 
inne: Wir sind genauso Diebe und Räuber wie 
die aktuelle CDU christlich und die SPD sozial 
sind. Piraten werden sowohl als raubende und 
mordende Gesetzlose dargestellt wie auch als 
aufständische Rebellen, die sich gegen verbre-
cherische Gesetzgeber wenden. Der Begriff 
„Pirat“ polarisiert. Man kann nicht wirklich 
neutral zu ihm stehen. Und polarisieren ist ge-
nau das, was wir wollen.

Piraten fi nden Computer und das Netz toll, 
aber sie lieben die Freiheit!

Aber im Einzelnen: Piraten sitzen oft vor dem 
Computer. Klar, das stimmt, auch weil viele von 
uns Jobs haben, die nur (noch) so funktionieren. 
Wer allerdings denkt, dass alle Piraten Infor-
matiker, System-Administratoren oder Web-
Designer sind, liegt ziemlich falsch. Fast alle 
Berufssparten sind bei uns vertreten: Unterneh-
mer und bekennende Arbeiter, Freie Künstler 
und Verwaltungswissenschaftler, Sozialarbeiter 
und Juristen, Kriminologen und Journalisten, 
um ein paar Beispiele zu nennen.

Und dass wir „nicht hinter dem Computer 
vorkommen“ kann man dann wirklich nicht 
behaupten. Kaum eine andere Partei ist so ak-
tiv, wenn es darum geht, Bürger aufzuklären, 
für unsere Überzeugungen auf die Straße zu 
gehen und andere Aktionen wie Live Theater, 
Flash Mobs und Petitionen zu machen. Unzäh-
lige Flyer, Transpis, Wiki-Seiten, Artikel und 
Pressemitteilungen werden dazu von Piraten 
erstellt, alles ehrenamtlich und in eigener Re-
gie –„Mitmach-Partei“ ist bei uns nicht nur ein 
Label, sondern pure Realität.

Bleibt noch das „unreif“. Ja, wir sind eine 
junge Partei, aber vielleicht auch nicht so jung 
und unerfahren, wie man gemeinhin glaubt. Das 
Durchschnittsalter der Piraten beträgt aktuell 29 
Jahre. Dabei ist die gesamte Bandbreite von 16 
bis ins Rentenalter vertreten.

Ganz im Gegenteil! Zuerst mal meinen wir, 
dass fehlende Transparenz und Mitbestim-
mungsmöglichkeiten in der Politik Themen 
sind, die sehr wohl reale Auswirkungen haben, 
wie man an Stuttgart 21 oder dem gekippten 
Atomausstieg gerade sehen konnte. Vieles, was 
heute schief läuft, könnte durch eine breitere 
Basis von Bürgern, die sich in die Politik ein-
mischen, besser entschieden werden. Und dass 
dies mehr der Grundidee von Demokratie ent-
sprechen würde, versteht sich von selbst. Seit 
etwa zwei Jahren arbeiten wir intensiv an der 
breiten Weiterentwicklung unserer Positionen 
auf Bundes- wie auf Landesebene. So haben 
wir für ein „Recht auf sichere Existenz und ge-
sellschaftliche Teilhabe (ReSET)“ sowie für das 
Bedingungslose Grundeinkommen (BGE) vo-
tiert, also ein Grundrecht auf eine unabdingbare 
Lebensgrundlage für Jeden, der in Deutschland 
lebt. Unserer Meinung nach stellt dies die ein-
zig sinnvolle Alternative dar, wenn man sich 
nicht mehr der Illusion einer möglichen Voll-
beschäftigung hingeben will. Und dem Prob-
lem „Arbeitsmangel“ damit zu begegnen, die 
betroffenen Menschen verwaltungstechnisch zu 
drangsalieren, widerspricht nicht nur der Men-
schen- und Bürgerwürde, sondern bringt außer 
Kosten auch einfach nichts.

Darüber hinaus beschäftigen wir uns mit wei-
teren Themenfeldern, insbesondere mit Bildung 
und Wissenschaft, Verwaltungsmodernisierung, 
Integration und Migration, Geschlechter- und 
Familienpolitik, Kulturpolitik, Staat/Religion 
und Suchtpolitik. Grundsätzlich wollen wir bei 
all unseren Positionen die größtmögliche Frei-
heit des Einzelnen fördern – ohne jedoch die 
Gesellschaft aus ihrer Verantwortung zu entlas-
sen.

Piratenmärchen
Ein kurzes Q&A
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